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Rückkehr zur Normalität oder 
Wilders vor dem Sieg? 
Nachdem Geert Wilders den Rück-
zug seiner Partei für die Freiheit 
(PVV) verkündet und damit das Ka-
binett Schoof zu Fall gebracht hat, 
zeigen die Umfragen, dass sich sei-
ne Vertrauensverluste, die seinen 
Schritt ausgelöst haben mögen (von 
faktischen 37 auf demoskopisch er-
wartete 29 Mandate), fortsetzen. [...]

Provozierte Proteste  
und Gewalt
Die für Abschiebungen von 
Migrant*innen ohne legalen Auf-
enthaltstitel zuständige US-Grenz-
schutzbehörde verhaftete Ende der 
letzten Woche vor einem Baumarkt 
in Los Angeles wahllos Tagelöhner, 
die hier wie üblich Arbeit suchten. 
Dies löste in der Stadt und anderswo 
Proteste aus. [...]

Zum Verrat verdammt?   
Schon jetzt stehen alle Manöver auf 
der Linken unter dem Licht, das die 
Präsidentschaftswahl in Frankreich 
2027 wirft, bei der der Untergang Ju-
piters (Emmanuel Macrons Spitzna-
me zu Beginn seiner Amtszeit 2017) 
besiegelt wird, da dieser nicht noch 
einmal antreten darf.  [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum
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Das »Manifest« der SPD-Linken (?)  
– eher enttäuschend
von n Klaus Lang

n	 zeigt die Dimension des Angriffs und 
der Ziele Russlands nicht, die über 
die Ukraine hinausgehen.

Das Manifest startet mit der Aussage 
»80 Jahre nach der Jahrhundertkatas-
trophe des Zweiten Weltkriegs und der 
Befreiung von Hitler-Faschismus ist der 
Frieden in Europa wieder bedroht«. Der 
Frieden ist nicht bedroht, sondern zer-
stört, denn wir haben hier einen hand-
festen Krieg. Die Realität verlangt ei-
nen anderen Blick auf das Kriegs- und 
Verhandlungsgeschehen, als er im Ma-
nifest geboten wird.  Das Manifest be-
klagt: »In Deutschland und den meisten 
europäischen Staaten haben sich Kräfte 
durchgesetzt, die die Zukunft vor allem 
in einer militärischen Konfrontations-
strategie und Hunderten von Milliarden 
Euro für Aufrüstung suchen«. Kann es 
wundern, dass man nicht mit dem Ver-
ursacher und Akteur eines immer weiter 
eskalierenden Angriffskrieges »Frieden 
und Sicherheit« sucht, sondern meint, 
ihn dazu zwingen zu müssen?

Das Manifest beklagt, dass wir von 
»einer Rückkehr zu einer stabilen Frie-
den- und Sicherheitsordnung in Eu-
ropa […] weit entfernt« sind. Nach 1990, 

nach dem Zusammenbruch der Sowje-
tunion, gab es eine, wenn auch fragile, 
aber akzeptierte Sicherheitsordnung in 
Europa, auch mit völkerrechtlich ver-
bindlichen Verträgen, z.B. über den ter-
ritorialen Bestand der Ukraine, ein-
schließlich der Krim. Diese Lage ist 
durch das Handeln Russlands mit revi-
sionistischen Zielen dramatisch verän-
dert, dadurch ist diese Ordnung »desta-
bilisiert« worden. In Europa war lange 
von wechselseitiger Bedrohung keine 
Rede, ganz im Gegenteil, Kommunika-
tion, Handel und Investitionen wurden 
über zwei Jahrzehnte ausgebaut. Erst die 
handfeste Bedrohung durch Russland 
ab dem Jahr 2014 hat die Stimmung ins 

Fast täglich werden wir mit neuen Nach-
richten über die Zuspitzung von Kriegen 
konfrontiert. Der Bruch des Völkerrechts 
und Gewaltanwendung werden zum All-
tag politischen Handelns. In dieser un-
heilvollen Welt ist die Sehnsucht nach 
Perspektiven, die Sicherheit und Schrit-
te zum Frieden versprechen, groß. Da-
ran setzt auch das »Manifest«1 weniger 
aktiver und vieler »alt-vorderen« SPD-
Politiker*innen an. Es geht um eine neue 
Friedens- und Sicherheitsordnung in Eu-
ropa. Dabei müsste zwangläufig der fort-
dauernde Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine eine wichtige Rolle spielen. 
Das ist leider nicht der Fall. So verständ-
lich der Impuls in Richtung Frieden und 
Sicherheit ist, so enttäuschend ist das Er-
gebnis. Denn das Manifest 
n	 beschreibt die Ausgangslage ungenau 

und blendet vieles aus;
n	 zeigt Wirkungen auf, benennt aber 

die Ursachen nicht;
n	 nennt Ideen für Zukunft im Rückgriff 

auf die Vergangenheit, benennt aber 
den Angriffskrieg Russlands nicht als 
zentrales Hindernis für Verständi-
gung und hat keine neuen Ideen zu 
seiner Beendigung;

Klaus Lang war ab 1993 Leiter der Abteilung 
des 1. Vorsitzenden der IG Metall, Klaus Zwi-
ckel, und Geschäftsführer der Otto-Brenner-
Stiftung. Seit seinem Ruhestand engagiert er 
sich ehrenamtlich in Osnabrück. Er arbeitet in 
der Sozialistischen Studiengruppe (SOST) mit. 
Zuletzt schrieb er in Heft 1-2025 »Stehen wir 
vor einer Ära Merz?«

1  SPD-Friedenskreise, Manifest. Friedenssi-
cherung in Europa durch Verteidigungsfähig-
keit, Rüstungskontrolle und Verständigung; 
als pdf-Datei herunterladbar unter www.tages-
schau.de/inland/innenpolitik/spd-manifest-
frieden-100.pdf
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Gegenteil verkehrt. Gerade Deutschland 
hat lange an einer wirtschaftlich nützli-
chen und sicherheitspolitisch scheinbar 
völlig unbedenklichen Zusammenarbeit 
mit Russland festgehalten, auch nach 
Annexion der Krim. Von wechselseitiger 
»Destabilisierung« und von »Verstär-
kung der wechselseitigen Bedrohungs-
wahrnehmung zwischen NATO und 
Russland« als Folge einer militärischen 
Konfrontationsstrategie in den meisten 
europäischen Staaten zu sprechen, stellt 
die Realitäten auf den Kopf. 

Das Manifest fordert Abrüstung und 
kritisiert die »militärische Alarmre-
thorik« und »riesige Aufrüstungspro-
gramme« in europäischen Staaten – 
Russland ist wohl ausgenommen. Es 
wird aber suggeriert, der Westen oder 
Europa hätten in den 30 Jahren nach 
1990 die Rüstungsspirale ständig nach 
oben geschraubt. Fakt ist, nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion gingen 
bis 2000 die weltweiten Rüstungsaus-
gaben um 30 bis 40% zurück und la-
gen Ende der 1990er-Jahre nur noch 
bei der Hälfte des Volumens der frühen 
1980er-Jahre. Die Zeit nach 1990 wa-
ren Jahrzehnte der Abrüstung. Deutsch-
land konnte die Wehrpflicht aussetzen 
– das schon seit Jahren vereinbarte 2%-
Ziel der NATO wurde nie eingehalten –, 
und die »Friedensdividende« kassieren. 
Die Friedensbewegung schien ihren Zie-
len so nahegekommen wie selten zuvor. 
Auf eine handlungsfähige Bundeswehr 
ebenso wie auf ein auch nur zur minima-
len Verteidigung geeignetes militärisches 
Material hat Deutschland verzichtet.

Dieser Zustand ist nicht durch kriegs-
lüsterne Verteidigungsminister oder ei-
nen militärisch-industriellen Komplex 
geändert worden, sondern durch äußere 
Ursachen. Einen noch mäßigen Anstieg 
der Rüstungsausgaben gab es nach dem 
11. September 2001 im »Krieg gegen 
den Terror«, so falsch die Begründung 
auch damals gewesen ist. Richtig nach 
oben geschnellt sind die Rüstungsaus-
gaben aber erst durch den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine. Seit der An-
nexion der Krim durch Russland gibt es 
einen kontinuierlichen Anstieg der welt-
weiten Militärausgaben auf über 2.700 
Milliarden US-Dollar im Jahr 2024. 
Wer die hohen Rüstungsausgaben be-
klagt, ohne Ursache und Wirkung klar 

zu benennen, streut den Menschen Sand 
in die Augen und verfälscht. Man darf 
nicht von denen allein und zuallererst 
Abrüstung fordern, die keinen Anlass 
zur Aufrüstung gegeben haben.

Das Manifest fordert die »Intensi-
vierung diplomatischer Bemühungen« 
und »vertrauensbildende Maßnahmen«. 
Wer das nach den vielen Verhandlungs- 
und Gesprächsinitiativen von mehreren 
Seiten, bei dennoch fortgesetzten Ver-
nichtungsangriffen Russlands auf die 
Ukraine, so schreibt, verweigert sich der 
Realität. Die USA haben unter Donald 
Trump genau das gemacht, was auch 
im Manifest gefordert wird – Gespräche 
und Verhandlungen geführt. Das Vor-
gehen Trumps – unter Ausschluss Eu-
ropas und der Ukraine – hat weder die 
Ukraine einem gerechten Frieden näher 
gebracht noch auch nur einen Stop des 
Tötens und Sterbens bewirkt, im Ge-
genteil. Die von Trump vorgeschlagene 
Waffenruhe hat Putin abgelehnt. Trump 
hat bislang nur zur Stärkung Russlands, 
einer Schwächung Europas und der Uk-
raine geführt. Das »Memorandum«, das 
Russland bei dem »Verhandlungster-
min« mit der Ukraine im Mai 2025 in 
Istanbul vorgelegt hat, ist nichts ande-
res als die Wiederholung der russischen 
Maximalforderungen und ein Diktat. 
Es konterkariert alle Verhandlungsim-
pulse. Dimitri Medwedew, stellvertre-
tender Vorsitztender des russischen Si-
cherheitsrates, kommentiert das noch 
so, dass das Interesse an der Zerstörung 
der Ukraine und der Angriff auf »den 
Westen« für jeden, der lesen kann und 
will, unübersehbar sind: »Unser Ziel in 
diesen Verhandlungen war nie ein Kom-
promiss, sondern der vollständige Sieg 
und die Vernichtung des neo-nazisti-
schen Regimes in Kiew. Wir haben diese 
Gespräche geführt, um die schnellen Er-
folge Russlands zu festigen.«

Offenkundig werden Medwedew und 
andere aus der russischen Elite in den 
Kreisen in Deutschland, die intensi-
vere Diplomatie und mehr Verhandlun-
gen fordern, wohl nur als Pappkame-
raden der Propaganda gesehen, deren 
Worte nicht ernst zu nehmen sind. Das 
Handeln Russlands im zurückliegenden 
Jahrzehnt hat kriegstüchtig das genaue 
Gegenteil bewiesen. Die Aussagen Pu-
tins beim St. Petersburger Wirtschafts-

gipfel am 20. Juni 2025 lagen zwar bei 
der Abfassung des Manifests noch nicht 
vor. Aber sie spitzen doch nur schon 
vorher bekannte Positionen zu. Wer 
kann da noch auf Gesprächs- und Ver-
handlungswillen Russlands, jenseits des 
Drucks durch militärische Stärke und 
wirtschaftliche Sanktionen hoffen?

Das Manifest spricht sich gegen die 
Stationierung von »weitreichenden, hy-
perschnellen US-Raketen-Systemen in 
Deutschland« aus. Aber den Autoren des 
Manifests kann doch nicht unbekannt 
sein, dass Russland seit 2018 in Kalinin-
grad dauerhaft atomar bestückbare Bo-
denraketen mittlerer Reichweite statio-
niert hat, die jederzeit Berlin, Warschau 
oder Kopenhagen erreichen können und 
seit 2022 auch luftgestützte hyperschall-
fähige Raketen mit einer Reichweite von 
ca. 1.000 Kilometern und mehr! Abrüs-
tung ist gut, aber doch nur, wenn sie 
gleichgewichtig passiert. Wo bleibt der 
Hinweis, diese Raketen in Abrüstungs-
verhandlungen einzubeziehen?

Im Rückgriff auf die 1970er- und 
1980er-Jahre nennt das Manifest einige 
Verfahren zur Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle. Aber sie waren damals in der 
Tat Ergebnis gegenseitiger Bedrohung 
und sind nicht formuliert angesichts ei-
nes akuten Angriffskrieges einer der Ver-
handlungsparteien. Das Manifest spricht 
von »vertrauensbildenden Maßnah-
men«, wie z.B. den Schutz humanitärer 
Mindeststandards, technische Koopera-
tionen bei Katastrophenschutz oder der 
Cybersicherheit. Kann man sich wirk-
lich vorstellen, dass das Deutsche Rote 
Kreuz gemeinsam mit einem russischen 
Partner humanitäre Aktionen für Bom-
benopfer in Cherson durchführt oder das 
THW mit entsprechenden russischen In-
stitutionen gemeinsame Katastrophen-
schutz-Übungen macht? Oder die Zu-
sammenarbeit bei Cybersicherheit, wenn 
bekannt ist, dass Behörden und Firmen 
tagtäglich Objekt von Cyberangriffen 
sind, die von Russland ausgehen? Ich 
scheue mich, diese Sätze des Manifests 
zu qualifizieren.

Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sind notwendig, die Abschaffung und 
Ächtung aller Atomwaffen bleibt ein 
unverrückbares Ziel. Aber für Gesprä-
che darüber ist eine faire Beendigung 
des Krieges Voraussetzung. Das Mani-
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fest selbst fordert, dass eine »eigenstän-
dige Verteidigungsfähigkeit der europä-
ischen Staaten«, unabhängig von den 
USA, hergestellt werden muss. Die so 
klar formulierte Erkenntnis ist im eher 
linken politischen Spektrum neu, fin-
det sich aber auch bei der Partei Die 
Linke. Ich fürchte, gleichzeitig wird in 
dem Manifest unterschätzt, was das an 
politischen, militärischen, logistischen 
und finanziellen Anstrengungen erfor-
dert. Das setzt eine enorme Steigerung 
der Verteidigungsausgaben aller europä-
ischen Länder voraus und eine völlig an-
dere Struktur ihrer verteidigungs- und 
rüstungspolitischen Zusammenarbeit, 
eigentlich eine »Europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft«, wie sie vor Jahr-
zehnten von Frankreich vorgeschlagen, 
von der Bundesrepublik Deutschland 
abgelehnt wurde. Ob 2% oder 3,5% oder 
mit Infrastruktur 5% sein müssen, dar-
über kann und muss gestritten werden 
– aber klar ist, dass es quantitativ und 
qualitativ ein völlig anderes Niveau sein 
muss als das in Deutschland während 
der zurückliegenden Jahrzehnte. 

Enttäuschend sind die wenigen Sätze 
im Manifest, die sich ausdrücklich mit 
dem Krieg in der Ukraine beschäftigen. 
Dazu wird nur formuliert: »Ein mög-
lichst schnelle Beendigung des Tötens 
und Sterbens in der Ukraine.« Es fehlt 
hier wie im gesamten Manifest jeder Ap-
pell an Russland und Putin, die das so-
fortige Ende des Tötens und Sterbens in 
der Hand haben. Gefordert wird auch, 
dass »die Unterstützung der Ukraine in 
ihren völkerrechtlichen Ansprüchen« 
gewährleistet werden soll, aber wie? Da-
rüber schweigt sich das Manifest aus. 
Ohne weitere Waffenlieferungen und 
ohne weitere Sanktionen oder mit mehr 
Waffen und mehr Sanktionen? Zu die-
sem zentralen Punkt der aktuellen poli-
tischen Debatte schweigt das Manifest.

Das Manifest bemüht sich nicht, die 
neuen Voraussetzungen im Verhält-
nis von Russland zum »Westen« zu be-
nennen im Vergleich zur Periode der 
»Blockkonfrontation«. Russland war 
bis vor wenigen Jahren ein geschätzter 
Partner. Es ist in den zurückliegenden 
zweieinhalb Jahrzehnten eine Macht ge-
worden, die nach außen immer aggressi-
ver und nach innen repressiver auftritt. 
In dem Krieg gegen die Ukraine geht es 

Russland um mehr als die Zerstücke-
lung und Zähmung der Ukraine. Inso-
fern handelt es sich in der Tat um einen 
»Stellvertreterkrieg«, der die liberale 
Demokratie als politisches System und 
als gesellschaftliche Lebensweise Euro-
pas im Fokus hat. Diese Dimension des 
Konflikts benennt das Manifest nicht. 
In der Außenpolitik greift Russland auf 
die »Schutzraumpolitik« des 19. und 
20. Jahrhunderts zurück. Putin hat erst 
jüngst beim Petersburger Wirtschafts-
gipfel am 20. Juni 2025 zusätzlich den 
ethnischen Nationalismus oder Kultura-
lismus als Triebfeder des Handelns er-
neuert und mit martialischer Rhetorik 
untermauert.

Kann es wundern, dass sich die Län-
der mit russischsprachiger Bevölke-
rung von Moldawien bis Finnland da-
durch bedroht sehen? Zumal es seit den 
1990er-Jahren, auch schon unter Boris 
Jelzin, entsprechende Manifestationen 
gibt, z.B. die Primakow-Doktrin, gibt. 
2005 erklärt Putin im Jahresbericht 
an die Förderale Bundesversammlung, 
der Zusammenbruch der Sowjetunion 
sei »die größte geopolitische Katastro-
phe des 20. Jahrhunderts« gewesen. 
Setzt sich Putin mit seinen Vorstellun-
gen in der Ukraine durch, so sind doch 
demnächst »Grenzspiele« im Osten Est-
lands oder Lettlands oder die Sicherung 
des »Suwalki-Korridors« zwischen Ka-
liningrad und Belarus im Nordostzip-
fel Polens nicht ausgeschlossen. Gilt 
dann, dass es sinnvoll sein kann, Land 
gegen Frieden zu tauschen, angesichts 
der unveränderten atomaren Drohung 
durch Russland und der Artikel 5 des 
NATO-Status außer Kraft gesetzt wird, 
weil es ja nur ein kleiner Randstrei-
fen am Ostrand der EU wäre, der einen 
Krieg nicht lohnt – noch dazu, wenn die 
NATO immer brüchiger wird und Eu-
ropa noch keineswegs die Grundlage für 
eigenständige Abschreckung und Vertei-
digungsfähigkeit geschaffen hat?

Putin und Russlands politische Elite 
haben nicht nur ethnischen Nationalis-
mus, sondern auch den aus ihrer Sicht 
dekadenten Westen insgesamt im Blick, 
wie Äußerungen von Putin selbst, aber 
auch von Medwedew und Außenminis-
ter Lawrow belegen. Parallel zu den ag-
gressiven Rhetorik nach außen ver-
schärften sich die Repressionen nach 

innen mit der Ausschaltung der politi-
schen Opposition und der Zerstörung 
der nicht regimekonformen Zivilgesell-
schaft. Putin selbst hat in seiner beju-
belten Rede vor dem Deutschen Bun-
destag 2001 selbst die Begründung 
dafür geliefert, warum er sich heute ge-
gen eine autonome und demokratische 
Ukraine als Teil der westlichen Staaten-
gemeinschaft stellt. Er formulierte zum 
Untergang der Sowjetunion: »Unter der 
Wirkung der Entwicklungsgesetze der 
Informationsgesellschaft konnte die to-
talitäre stalinistische Ideologie den 
Ideen der Demokratie und der Freiheit 
nicht mehr gerecht werden. Der Geist 
dieser Idee ergriff die überwiegende 
Mehrheit der russischen Bürger.«

Mittlerweile ist Russland unter Putin 
selbst auf dem Weg zur autoritären Herr-
schaft mit dem Wegfall von Gewaltentei-
lung und bürgerlichen Freiheitsrechten 
sowie zur Rehabilitierung des alten re-
gionalen Machtanspruchs weit vorange-
schritten. Ein großer Staat vor der Haus-
tür, der anders als Belarus Demokratie 
und Freiheit mit wirtschaftlicher Effizi-
enz und Wohlstand verknüpfte, könnte 
zur größten Gefahr für das heutige Russ-
land werden. Nicht um die Entnazifizie-
rung der Ukraine geht es, sondern um 
das »vorausschauende« Entdemokra-
tisieren eines künftigen Staates an der 
Grenze zur russischen Föderation.

Europa steht, angesichts des Politik- 
und Wertewandels des Regimes Trump 
und des Angriffs Russlands, vor der 
Notwendigkeit und Chance, seine eigene 
Autonomie und seinen Zusammenhalt 
zu stärken – politisch, wirtschaftlich, 
technologisch und militärisch. Es ist 
fundamental, das liberale Europa mit all 
seinen Brüchen und Widersprüchen ge-
gen die anderen Vorstellungen von Po-
litik und Gesellschaft – die Trump oder 
Putin und die sie tragenden Schichten 
aus Milliardären, Magnaten oder Oli-
garchen zu eigen ist – zu verteidigen. 
Nicht zuletzt, weil die liberale Demokra-
tie auch grundsätzlich bessere Voraus-
setzungen als diese Herrschaftssysteme 
bietet, für mehr Gleichheit, Freiheit und 
Gerechtigkeit einzutreten sowie für Par-
teien und soziale Bewegungen, die eine 
grundlegende Veränderung der Verhält-
nisse durchsetzen wollen, Handlungs- 
und Gestaltungsfähigkeit gewährleistet.
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Friedenssicherung in Europa
von n Joachim Bischoff

ter Boris Pistorius übt scharfe Kritik 
an dem Papier und spricht von »Reali-
tätsverweigerung«. Die Autoren »miss-
brauchen den Wunsch der Menschen in 
unserem Land nach Ende des furchtba-
ren Krieges in der Ukraine. Nach Frie-
den.« Russland wolle den Frieden nicht 
und wenn, dann nur zu eigenen Bedin-
gungen. »Mit diesem Putin können wir 
nur aus einer Position der Stärke ver-
handeln.« Nötig sei die eigene Vertei-
digungsfähigkeit. Er erinnert an die 
jüngsten Angriffe Russlands auf die uk-
rainische Zivilbevölkerung: »Wie man 
sich in dieser Phase eine engere Zusam-

menarbeit mit Russland auch nur vor-
stellen kann, ist völlig befremdlich.« 
Pistorius berief sich in seiner Gegenrede 
auf den früheren Bundeskanzler und 
Außenminister Willy Brandt (SPD). Die-
ser habe sich seinerzeit zu hohen Ver-
teidigungsausgaben bekannt, weil er 
wusste, »dass man mit der sowjetischen 
Seite nur aus einer Position der Stärke 
heraus überhaupt verhandeln kann«.

Der vorherrschende Tenor in der 
SPD-internen Kritik: Die Realitäts-
verweigerung der SPD-Friedenskreise 
sei atemraubend. Sie wollten zurück 
in die Vergangenheit, ignorierten aber 

In einem als »Manifest« bezeichneten 
Grundsatzpapier fordern Mitglieder der 
SPD-Friedenskreise eine Neuausrich-
tung in der Verteidigungspolitik und 
plädieren für die Orientierung an dem 
Grundsatz der gemeinsamen Sicher-
heit. Im letzten Viertel des vergange-
nen Jahrhunderts war »Gemeinsame Si-
cherheit« nicht allein eine orientierende 
Losung, sie war eine Vision mit ausge-
arbeiteten Strukturelementen und prak-
tischer politischer Wirkung. Sie hatte 
die Potenz einer Jahrhundertstrategie.

Dieser Bewertung widerspricht die 
SPD-Führung. Verteidigungsminis-
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eine der wichtigsten Lektionen der Ge-
schichte. Ralf Stegner, einer der Erst-
Unterzeichner*innen des »Manifestes«, 
macht auf die wahlpolitische Dimension 
aufmerksam, die bei vielen aufgeregten 
Debattenbeiträgen ausgeblendet würde: 
Wenn die SPD nicht Richtung 10% rut-
schen wolle, müsse die Partei darüber 
diskutieren, wie sie sich für Frieden und 
Abrüstung einsetzt. Und der langjäh-
rige Fraktionsvorsitzende der SPD im 
Bundestag, Rolf Mützenich, hob die Be-
deutung des Dokuments als innerpar-
teilichen Debattenbeitrag hervor: »Ich 
verlange nicht unmittelbare Schritte. 
Aber ich verlange einen respektvollen 
Umgang mit den Unterzeichnern. Ich 
nenne ja Befürworter von massiver Auf-
rüstung auch nicht Kriegstreiber, son-
dern setze mich mit ihren Argumen-
ten auseinander.« Das müsse auch von 
der anderen Seite erwartet werden kön-
nen. Zu seiner Rolle in den kommen-
den schwarz-roten Regierungsjahren 
sagte der Ex-Fraktionschef: »Mein Ziel 
ist nicht, ein Stachel im Fleisch der SPD 
oder der Koalition zu sein. Ich möchte 

aber die Standpunkte, die anderen und 
mir wichtig sind und für die ich bereits 
mein ganzes Leben ringe, weiterhin ein-
bringen.«

Dieser innerparteiliche Debattenbei-
trag macht deutlich, wie weit die Zeiten-
wende vorangeschritten ist. Heute wird 
die politische Orientierung an dem Ziel 
einer gemeinsamen Sicherheit in Eu-
ropa eher als Appeasement-Politik und 
somit als Fehlorientierung eingestuft. 
Im »Manifest« wird dagegen betont: 
»Vielen erscheint gemeinsame Sicher-
heit heute als illusorisch.« Von einem 
unmittelbaren Übergang zu einer Politik 
der kooperativen Koexistenz kann dabei 
keine Rede sein. Putin selbst hat jedes 
Verhandlungsangebot ausgeschlagen 
und erneut betont: »Wo der Fuß eines 
russischen Soldaten steht, das gehört 
uns.« Er sehe Russen und Ukrainer als 
ein Volk, sagte er beim Internationalen 
Wirtschaftsforum in St. Petersburg: »In 
dem Sinn ist die ganze Ukraine unser.«

Diese konfrontative Politik wollen 
die Unterstützer*innen des »Manifes-
tes« sich nicht zu eigen machen. Zu-

gleich würde jedoch die Rückkehr zu ei-
ner Politik der reinen Abschreckung 
ohne Rüstungskontrolle und der Hoch-
rüstung Europa nicht sicherer machen. 
Stattdessen müsse man wieder an einer 
Friedenspolitik mit dem Ziel gemeinsa-
mer Sicherheit arbeiten. »Dieser Weg 
wird nicht einfach sein. Vor echten ver-
trauensbildenden Maßnahmen braucht 
es deshalb zunächst kleine Schritte: die 
Begrenzung weiterer Eskalation, den 
Schutz humanitärer Mindeststandards, 
erste technische Kooperationen etwa 
im Katastrophenschutz oder der Cyber-
sicherheit sowie die behutsame Wie-
deraufnahme diplomatischer Kontakte. 
Erst wenn solche Grundlagen geschaf-
fen sind, kann Vertrauen wachsen – und 
damit der Weg frei werden für eine neue 
europäische Sicherheitsarchitektur.« 
Dafür brauche es zudem eine langfristig 
angelegte Strategie der Transformation, 
die über die Phase der Autokratie Putins 
hinausgeht.

Joachim Bischoff ist Mitherausgeber von 
Sozialismus.de. 
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Mit einem Bundeskanzler Friedrich Merz und einer schwarz-roten Koalition 
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Hält die westliche Politik an der Ein-
schätzung fest, dass Frieden und Si-
cherheit nicht mehr mit Russland zu 
erreichen sind, sondern gegen die Groß-
macht erzwungen werden müssen, kom-
men die Gesellschaften aus der Logik 
der Rüstungsspirale nicht heraus. Der 
Zwang zu immer mehr Rüstung und zur 
Vorbereitung auf einen angeblich dro-
henden Krieg ist mit wachsenden Risi-
ken und ansteigenden gesellschaftlichen 
Kosten verknüpft. Auch die einsei-
tige Schuldzuweisung hilft nicht wei-
ter: »Die auf den Prinzipien der KSZE 
Schlussakte basierende europäische Si-
cherheitsordnung wurde schon in den 
letzten Jahrzehnten vor dem völker-
rechtswidrigen Angriff Russlands auf 
die Ukraine immer mehr untergraben.« 
Die veranwortungsbewusste Alternative 
könne nur mit kleinen Schritten und 
vertrauensbildenden Maßnahmen ein-
geleitet werden.

Der Politikwissenschaftler Johannes 
Varwick drückt es wie folgt aus: »Ohne 
ein wirksames Bemühen, das militäri-
sche Gleichgewicht politisch zu stabili-
sieren, und den prioritären Einsatz für 
Abrüstungs- und Rüstungskontrollver-
handlungen wird es keine Sicherheit 
geben.«1 

Und der Direktor der Denkfab-
rik »Carnegie Russia Eurasia Center« 
in Berlin, Alexander Gabujew, weist in 
seinem Plädoyer für eine »Koexistenz 
ohne Illusionen«2 zurecht auf die müh-
same Perspektive hin, gemeinsame Si-
cherheit wieder zur politischen Leitli-
nie der Abrüstungspolitik zu machen. 
Abgesehen von der Aufrüstungsillusion 
Europas geht es um ein zentrales Defi-
zit in der Strategie. Bislang haben euro-
päische und amerikanische Entscheider 
eine bemerkenswerte Entschlossenheit 
an den Tag gelegt, Putins Aggression 
etwas entgegenzusetzen. Aber sie ha-
ben stets das spezifische Oligarchensys-
tem Putins mit Russland gleichgesetzt. 
Der Strategie der westlichen Führun-
gen fehlte ein kohärenter, langfristiger 
Ansatz in Bezug auf Russland. »Die eu-
ropäischen Regierungschefs müssen 
also zugleich Vorbereitungen dafür tref-
fen, wie denn das Verhältnis mit Russ-
land gestaltet werden soll, wenn Pu-
tin die Bühne verlässt. Sie müssen eine 
neue Vision für eine neue Art Beziehung 

zu Russland entwickeln – eine, die ohne 
die Illusion auskommt, dass das Land 
sich so vollständig transformieren muss 
wie Westdeutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg, um ein verlässlicher ökono-
mischer und strategischer Partner wer-
den zu können. Sie müssen spezifische 
Bedingungen für eine friedliche Koexis-
tenz vorschlagen, beispielsweise Rüs-
tungskontrolle und Formen der wirt-
schaftlichen Verflechtung, die nicht von 
einer der beiden Seiten als Waffe gegen 
die andere benutzt werden können.«3

Es geht also nicht darum, einen Re-
gime Change gegen Putin zu verfol-
gen, den auch Herfried Münkler kri-
tisiert. »Die westlichen Regierungen 
müssen sich mit den Anliegen ihrer ei-
genen Bürger auseinandersetzen, von 
denen viele keine teure, endlose Ausein-
andersetzung mit Russland wollen. Und 
die Vorstellung einer pragmatischen Be-
ziehung wäre auch nicht bloß eine intel-
lektuelle Übung. Sie wäre ein Mittel, um 
Russland in Richtung eines Wechsels 
zu drängen. Selbst wenn Putin niemals 
positiv auf westliche Avancen reagie-
ren würde, könnte schon ihre Exis-
tenz das Regime nach seinem Abgang 
aufsplittern.«4 Es geht darum, den Man-
gel einer kohärenten, langfristigen Stra-
tegie der westlichen Führungen in Be-
zug auf Russland aufzuheben.

Der Aufrüstungswahn ist keine be-
gründete strategische Konzeption. Den 
Autoren des Friedensmanifests kommt 
das Verdienst zu, die unzureichenden 
Argumente der Strategie der Stärke an-
gesprochen zu haben. Die innerparteili-
che sowie die mediale Diskussion ist ge-
prägt von dem Willen diesen zaghaften 
Widerspruch eliminieren zu wollen. Das 
Scheitern der Transformation der sow-
jetischen Gesellschaft mit der Heraus-
bildung der Autokratie Putins wird al-
lerdings so wenig angesprochen wie die 
Dynamik der postsowjetischen Nachfol-
gestaaten.

Der Aufrüstungswahn der westli-
chen Staaten ist gewiss keine langfris-
tige Perspektive. Claus Leggewie ver-
weist zurecht auf die Kurzatmigkeit der 
gesamten Debatte: »Zu erwarten, mit 
dem angeschlagenen Putin (oder einem 
gleichgesinnten Ersatzmann) einen ech-
ten, dauerhaften Frieden aushandeln zu 
können – das ist im schlechtesten Sinne 

naiv. Und das gegen Regimewechsel 
gern angeführt prinzipielle Argument, 
Demokratieexport verbiete sich per se, 
weil andere Völker ›unsere‹ Demokratie 
überhaupt nicht wollten oder nicht reif 
dafür wären (oder gar kulturell anders 
gepolt seien), ist eine Verhöhnung aller, 
die dort unter Einsatz ihres Lebens für 
Demokratie, Freiheit und Menschen-
rechte streiten.«5

Das Plädoyer für eine militärische 
Konfrontationsstrategie ist ohne Pers-
pektive für die längerfristig unvermeid-
liche Transformation der russischen Ge-
sellschaft. Mit dem Rückgriff auf die 
Phase der Entspannungspolitik An-
fang der 1970er-Jahre und der KSZE-
Schlussakte von Helsinki könnte ge-
rade auch diese Dimension des Regime 
Change aufgegriffen werden. Frieden 
und Sicherheit sind deshalb so schwer 
mit Russland zu erreichen, weil die Im-
plosion des Sowjetsystems eben in einer 
gescheiterten Transformation, nicht in 
einer bürgerlichen Gesellschaft mit de-
mokratisch-rechtsstaatlichen Struktu-
ren gemündet ist. 

Gleichwohl signalisiert der Trümmer-
haufen der post-sowjetischen autokra-
tisch-oligarchischen Strukturen nicht 
das Ende der Geschichte.

1  Joannes Varwick, Europas Schisma: Ab-
schied von der US-Schutzmacht? in: Blätter für 
deutsche und internationale Politik 6/2025, 
S. 44.

2  Alexander Gabujew, Koexistenz ohne Illu-
sion, in: Blätter für deutsche und internationale 
Politik 6/2025, S. 75ff.

3  Ebd., S. 76
4  Herfried Münkler, Regime Change gegen 

Putin? Dringend davon abzuraten!, in: Blät-
ter für deutsche und internationale Politik, Heft 
7/2022. Die Auswechselung des Autokraten Pu-
tin wäre in der Tat keine Lösung. Aber Putins 
Politik mit der politisch-wirtschaftlichen Elite 
Russlands gleichzusetzen ist eben auch ein ge-
fährlicher Irrtum.

5  Claus Leggewie, Der Westen und Russ-
land: Regime Change – was sonst? Die einzige 
Lösung für Frieden ist ein Regime Change in 
Russland. Dieser muss zugleich den Übergang 
in eine postfossile Weltwirtschaft einleiten, in: 
taz vom 2.4.2022.
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Ein notwendiger Debattenbeitrag
Aspekte und Fragen zum »Manifest« der SPD-Friedenskreise

von n Hasko Hüning

Im sozialdemokratischen Kontext 
der diversen Anläufe zur Programmde-
batte in den letzten Jahren hatten Gerd 
Mielke und Fedor Ruhose mit Blick auf 
die 150-jährige Geschichte der Par-
tei auf den sozialdemokratischen Fun-
dus einer aus ihrer Sicht auch heute 
noch tragfähigen Grundorientierung 
verwiesen, die die beiden großen Poli-
tikbereiche Innen und Außen mitein-
ander verknüpft. Die Partei habe sich 
im Laufe ihrer Geschichte – so tragen 
sie vor – von zwei zentralen Grundsät-
zen leiten lassen: Es sei darum gegan-
gen, »die Würde des Menschen und 
seine Freiheitsperspektive in der mo-
dernen Gesellschaft nicht der Logik und 
den Zwängen des kapitalistischen Mark-
tes zu unterwerfen und zu opfern. Zum 
andern galt es, für das System interna-
tionaler Beziehungen durch den Abbau 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller 

Ungleichheiten und Diskriminierungen 
zur Friedenssicherung beizutragen.«2 

Diese traditionell sozialdemokra-
tische Verknüpfung von Solidarge-
meinschaftlichkeit qua entwickeltem 
Sozialstaat im Innern und ihrer frie-
densstiftenden Rolle für eine inklusive 
Ordnung der Weltwirtschaft ist seit eini-
ger Zeit umstritten und gerät durch das 
heutige konfrontative Agieren der USA 
unter Druck. Nach wie vor bestimmen 
diese mittels ihrer Führungsposition in 

Politische Prioritäten – welche?

Den Wahlsieg der Sozialdemokratie in 
2021 »als ein Comeback in letzter Mi-
nute« (Richard Stöss) und die von der 
SPD geführte kurze Zeit der Ampelkoa-
lition reflektiert Dietmar Süß wie folgt: 
»Worauf die Sozialdemokratie zu ant-
worten versucht, betrifft den Kern mo-
derner, postindustrieller Gesellschaf-
ten, ihren Umgang mit Ressourcen, ihre 
Vorstellungen von Arbeit, Leistung und 
Bildung sowie – mit unerwarteter Härte 
und Aktualität – das Verhältnis zu Krieg 
und Frieden. Vielfach geht der Konflikt 
um die großen Themen der Zeit mitten 
durch die Parteien und oft genug war es 
die Sozialdemokratie, die diese Wider-
sprüche und Ambivalenzen kapitalisti-
scher Gesellschaften auszugleichen und 
auszuhalten versuchte. Mal mit mehr, 
mal mit weniger Erfolg.«1

Hasko Hüning, Politikwissenschaftler in Ber-
lin, ist Mitarbeiter der Sozialistischen Studien-
gruppe (SOST). In Heft 6-2025 schrieb er »Eine 
andere SPD? Fragile Perspektiven und labile 
Existenzen«. 

1  Dietmar Süß: Der seltsame Sieg. Das Come-
back der SPD. München 2022, S. 9f.

2  Gerd Mielke/Fedor Ruhose: Mut zum An-
griff aus der Friedhofsecke. Die Chancen der 
SPD In: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit, 
Heft 4-2019, S. 258.
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der NATO die sicherheitspolitische Stra-
tegie in und für Europa. Es gibt kei-
nen Hinweis, dass die augenblickliche 
US-Administration davon abrückt; eher 
umgekehrt: Der Druck auf die EU und 
insbesondere auf Deutschland zur Kos-
tenübernahme, also zur Erhöhung des  
finanziellen Beitrags auf bis zu 5% des 
nationalen BIP zur regionalen Absiche-
rung der geostrategischen Intention der 
USA in Europa, lässt zunehmend deren 
eigene Interessen sichtbar werden. Aber 
haben Europa wie auch Deutschland – 
bei aller notwendigen Differenzierung – 
nicht auch eigene Interessen?

Darauf macht das »Manifest« der 
SPD-Friedenskreise verschiedentlich 
aufmerksam, hier sei beispielhaft an-
geführt: »Für eine auf Jahre festgelegte 
Erhöhung des Verteidigungshaushal-
tes auf 3,5 oder 5 Prozent des Bruttoin-
landproduktes gibt es keine sicherheits-
politische Begründung. [...] Statt immer 
mehr Geld für Rüstung brauchen wir 
dringend mehr finanzielle Mittel für In-
vestitionen in Armutsbekämpfung, für 
Klimaschutz und gegen die Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen, von 
denen in allen Ländern Menschen mit 
geringen Einkommen überdurchschnitt-
lich betroffen sind.« (S. 3/4; siehe An-
merkung 1 im Beitrags von Klaus Lang)

Damit stellt sich – so kann argu-
mentiert werden – implizit die Frage, 
ob sich Europa und Deutschland ange-
sichts der nach wie vor sicherheitspoli-
tischen Dominanz der USA heute »die 

Freiheit nehmen wollen, der Bedro-
hung durch die Folgen des Klimawan-
dels einen finanziellen Vorrang vor den 
Ausgaben der Rüstungspolitik einzu-
räumen? [...] Bis zum Ukrainekrieg war 
es noch unbestritten, dass der Klima-
wandel und seine Folgen die größte Ge-
fahr für die Menschheit sind. Auf dieser 
Gefahr müssten dann doch auch un-
sere politischen Prioritäten liegen. […] 
Zur Eindämmung militärischer Gefah-
ren können wir noch immer etwas tun, 
z.B. durch Diplomatie oder notfalls auch 
durch Aufrüstung – in der Klimafrage 
aber ist das Rennen für die nächsten 
fünfzig Jahre offensichtlich gelaufen. 
Wir haben die 1,5-Grad-Grenze längst 
überschritten. Hier können wir nur sehr 
langfristig umsteuern und müssen doch 
kurzfristig Schutz durch umfassende In-
vestitionen schaffen.«3

Eigenständigkeit der EU  –
wieviel?

»Vielen scheint gemeinsame Sicher-
heit heute illusorisch. Das ist ein ge-
fährlicher Trugschluss, weil es zu einer 
solchen Politik keine verantwortungsbe-
wusste Alternative gibt. […] Zudem ist 
Europa heute mehr denn je gefordert, 
eigenständig Verantwortung zu über-
nehmen. Unter Präsident Trump ver-
folgen die USA erneut eine Politik, die 
auf Konfrontation besonders gegenüber 
China setzt. Damit wächst die Gefahr ei-
ner weiteren Militarisierung der inter-

nationalen Beziehungen. Europa muss 
dem eine eigenständige, friedensorien-
tierte Sicherheitspolitik entgegenset-
zen.« (Manifest, S. 2/3)4

In der Ukraine herrscht Krieg, ein 
Krieg mitten in Europa, und es stellt 
sich die Frage: Entscheidet Europa, 
wie damit umzugehen ist? In der poli-
tischen Öffentlichkeit und in den Me-
dien wird zurzeit intensiv diskutiert, 
ob sich die USA unter Trump5 aus Eu-
ropa zurückziehen und von Europa ab-
wenden. Im Moment haben wir eine ei-
genartig komplexe Debatte darüber, wie 
Europa nicht nur im eigenen, sondern 
auch zugleich im Interesse der USA Ein-
fluss nehmen kann, wie in Verständi-
gung und Absprache mit den USA die 
Festung Europa für den Westen vertei-
digt werden kann, sollte stimmen, dass 
es Präsident Putin gelingt, seine »impe-
rialen Gelüste« auf Russland und seine 
Eliten zu übertragen. Wird sich Europa 
und Deutschland mögliche eigene Ge-
spräche mit der Russischen Föderation 
über Ansätze zu einer Verständigung 
über den Weg zum Frieden von den 
USA aus der Hand nehmen lassen oder 
werden sie zum jetzigen Zeitpunkt, an 
dem der Ruf nach Diplomatie zunimmt, 
mit Nachdruck von ihnen eröffnet?

Was macht die Debatte so komplex?6 
Im Zentrum der Auseinandersetzung 
– da scheinen sich Trump und Putin in 
der Beurteilung einig – geht es um die 
Bündnisposition der Ukraine, d.h. aus 
russischer Sicht um ihre drohende Ein-
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3  Klaus von Dohnanyi: Nationale Interes-
sen. Orientierungen für deutsche und europä-
ische Politik in Zeiten globaler Umbrüche. Ak-
tualisierte Neuausgabe. München 2025, S. 16 f. 
Dohnanyi hatte in seiner aktiven Zeit als sozial-
demokratischer Politiker hohe Regierungsäm-
ter inne. Hier sei, wenn auch ein wenig mit iro-
nischem Unterton, der sozialdemokratischen 
Wertegemeinschaft mit einem nachdenkens-
werten Zitat der Rücken gestärkt: »Es sollen 
keine Staatsschulden mit Beziehung auf äußere 
Staatshändel gemacht werden.« (Immanuel 
Kant (1795): Zum ewigen Frieden. 4. Prälimi-
narartikel. Stuttgart 2022, S. 8)

4  Die Tonlage des »Manifests« in Gänze wirbt 
nicht rückblickend, sondern aktuell um ein 
Amerika, das Adlai Stevenson bei seiner Be-
werbung als Präsidentschaftskandidat 1956 
wie folgt charakterisierte: »Ich meine ein neues 
Amerika, in dem die Freiheit für alle Menschen 
Wirklichkeit wird, unabhängig von Rasse, Re-
ligion oder wirtschaftlichen Verhältnissen. Ich 
meine ein neues Amerika, das unaufhörlich die 
uralte Vorstellung attackiert, dass Menschen 
ihre Differenzen beilegen können, indem sie 
einander töten.« (Zitiert bei Jill Lepore: Die-
ses Amerika. Manifest für eine bessere Nation. 
München 2019, S. 113). Stevenson verlor gegen 
Dwight D. Eisenhower.

5  Hier wäre einzufügen: Auch Trump ist nicht 
ohne seine Vorläufer denkbar; vgl. Jill Lepore: 
Diese Wahrheiten. Eine Geschichte der Verei-
nigten Staaten. München 2020, S. 946ff.

6  Für das Folgende paraphrasierend Dohna-
nyi, S. 47–59.

7  Die gemeinsamen Verteidigungsanstren-
gungen der EU-Mitgliedstaaten sind dem Po-
litikbereich Außen- und Sicherheitspolitik zu-
geordnet. Zwischen 2021 und 2024 stiegen die 
gesamten Verteidigungsausgaben der Mitglied-
staaten um rund 30% auf in 2024 ca. 326 Mrd. 
Euro, was 1,9% des BIP der EU entspricht. Bis 
2027 sollen die Ausgaben um weitere 100 Mrd. 
Euro steigen. Die Verordnung des Security Ac-
tion Europe vom 27.5. 2025, ausgerichtet auf 
die gemeinsame Militär-Beschaffung, sieht ein 
Plus von weiteren 150 Mrd. Euro vor. Vgl. Con-
silium Europa.eu/de/policies/defence-num-
bers.

8  Dohnanyi bezieht sich hier auf den Geo-
graphen Halford Mackinder (1904) und auf 
den US-Sicherheitsberater Zbigniew Brzezin-
ski (1997), die (West-)Europa als für die USA 
strategischen »Brückenkopf« zum eurasischen 
Kontinent bezeichnet haben.

9  Dohnanyi, S. 57.

gliederung in die Nato. Russland will 
einen (sicherheitspolitisch) neutralen 
Staat, eine – etwas altbacken gespro-
chen aus Zeiten des Kalten Krieges – 
Pufferzone. Das damit verknüpfte Pro-
blem und für Europa das Dilemma sei 
hier knapp skizziert: Weder Russland 
noch die USA wollen in den Ukraine-
krieg beidseitig verwickelt sein. Inso-
fern wollen und können die USA auch 
keine direkten Sicherheitsgarantien 
für die Ukraine geben, ebenso wie zur 
Zeit von Seiten des Westens (USA/EU) 
auch keine terminierte Nato-Mitglied-
schaft als Zusage an die Ukraine formu-
liert wird.

Die angebotene Aufnahme der Ukra-
ine in die Europäische Union allerdings 
– offenbar auch als Dokumentation der 
eigenen Entscheidungssouveränität vor 
allem durch die EU-Kommission ge-
dacht und forciert – scheint wohl be-
schlossen (Londoner Gespräche) und 
der Ukraine zugesagt zu sein (bei Wi-
derspruch V. Orbans). Dabei wird die 
außenpolitische Verwicklung der Ukra-
ine, nämlich die Kriegssituation mit der 
Russischen Föderation, von politscher 
Seite und von den Medien kaum bis 
nicht thematisiert. Zu bedenken und 
ins öffentliche Bewusstsein zu rücken 
wäre jedoch: Die Europäische Union ist 
auch eine sicherheitspolitische Union 
mit durchaus anspruchsvollem Militär-
budget.7 Und: Es ist nicht erkennbar, ob 
und inwieweit die Ukraine dann als Mit-
glied der EU ihre Gebietsansprüche an 
Russland aufrechterhält oder von ihnen 
ablässt.

Ist die dilemmatische Ausflucht einer 
EU-Mitgliedschaft, die der Ukraine Bei-
stand signalisieren und der EU ein sou-
veränes politisches Gewicht gegenüber 
den USA verleihen soll, wirklich eine 
tragfähige Lösung? Wird sich die Russi-
sche Föderation auf eine solche vertrag-
liche Basis einlassen? Und: Auch ohne 
Nato stünden die USA als Teil der west-
lichen Wertegemeinschaft dann mit dem 
um die »kriegstüchtige« (Selenskyi) Uk-
raine erweiterten »Brückenkopf« EU 8 
in Europa direkt an der Grenze zur Rus-
sischen Föderation. Nicht erkennbar ist 
heute, welche Lösungsbewegung dieser 
vertrackte Komplex in absehbarer Zeit 
erhalten wird.

Notwendiger Debattenbeitrag

Ein Hinweis scheint bedenkenswert: Die 
neue Bundesregierung »sollte die mit 
dem Ukrainekrieg verbundenen Proble-
me im Rahmen europäischer Initiativen 
noch einmal von Grund auf sicherheits-
politisch analysieren«.9 So betrachtet ist 
das »Manifest« der SPD-Friedenskreise 
heute nach drei Jahren Krieg in Europa 
als eine historisch notwendige Positions-
bestimmung über den Bundesparteitag 
Ende Juni 2025 hinaus zu werten – mit 
dem Ziel, die nicht nur mit dem Ukrai-
nekrieg verbundenen Problemlagen um-
fassender als bisher offenzulegen.
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